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Aufhebung von Berichts- und Dokumentationspflichten zu Lasten der Wirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen – schafft die Landesregierung den Arbeits- und  
Gesundheitsschutz gleich mit ab? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am 6. Mai 2026 verkündeten Ministerpräsident Hendrik Wüst und Wirtschaftsministerin Mona 
Neubaur in einer Pressekonferenz die Ergebnisse des sogenannten „Entlastungskabinetts“. In 
den insgesamt drei veröffentlichten Referentenentwürfen geht es um ein „Gesetz zur erpro-
bungsweisen Befreiung von Regelungen für kommunale Körperschaften (Kommunales Regel-
befreiungsgesetz – KommBefrG)“ (Bürokratie I), die Aufhebung von Schriftformerfordernissen 
in Nordrhein-Westfalen (Bürokratie III) sowie um die Aufhebung von Berichts- und Dokumen-
tationspflichten zu Lasten der Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen (Bürokratie II). 
 
Insbesondere Letzteres wirft erhebliche Fragen auf, da mit diesem Gesetz sämtliche durch 
landesrechtliche Regelungen angeordneten Berichts- oder Dokumentationspflichten aufgeho-
ben werden sollen. Lediglich „nach Prüfung weiterhin erforderliche landesrechtliche Berichts- 
oder Dokumentationspflichten“ sollen in einer von der Landesregierung zu erlassenden 
Rechtsverordnung aufgeführt werden und fortgelten. Dabei gilt laut Pressemitteilung das Prin-
zip der Beweislastumkehr: Was aus Sicht der Fachverwaltungen zwingend notwendig ist, 
muss bis zu einem festgelegten Stichtag fundiert begründet und per Rechtsverordnung positiv 
festgestellt werden. 
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 8100 mit Schreiben 
vom 10. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin für  
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie und dem Minister für Bundes- und  
Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien und Chef der Staatskanzlei beantwor-
tet. 
 
 
1. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass der Arbeits- und Gesundheitsschutz 

auch nach Inkrafttreten des Gesetzes weiterhin in vollem Umfang gewährleistet 
wird?  
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Der Arbeitsschutz beruht ausnahmslos auf Gesetzen bzw. Verordnungen des Bundes und ist 
daher von den vorgenannten Maßnahmen der Landesregierung zur Entlastung der Wirtschaft 
nicht betroffen.  
Ganz grundsätzlich erfahren auch landesrechtliche Berichts- oder Dokumentationspflichten 
nach Maßgabe des Zweiten Gesetzes zur Entlastung von Bürgern und Wirtschaft in Nordrhein-
Westfalen – Aufhebung von Berichts- und Dokumentationspflichten zu Lasten der  
 
Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen (Berichts- und Dokumentationspflichtenaufhebungsgesetz 
Nordrhein-Westfalen – (BDaG NRW)) keine Einschränkungen, wenn sie zwingend erforderlich 
sind; solche landesrechtlichen Berichts- oder Dokumentationspflichten sollen fortbestehen. 
 
 
2. Inwiefern werden Akteure über die Fachverwaltungen hinaus – etwa Gewerkschaf-

ten, Betriebsräte oder weitere Interessenvertretungen – in den Prüfprozess einge-
bunden?  

 
Die für die Normsetzung relevanten Akteure werden wie bei jedem Prozess der landesrechtli-
chen Gesetzgebung bzw. des Erlasses einer Rechtsverordnung eingebunden. 
 
 
3. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass sämtliche bislang bestehenden Be-

richts- und Dokumentationspflichten von den zuständigen Fachverwaltungen in-
nerhalb des vorgesehenen Zeitrahmens umfassend geprüft werden können? 

 
Die Landesregierung hat flankierend zu der Beschlussfassung des Kabinetts zur Einleitung 
der Verbändeanhörung einen ressortübergreifenden Prozess aufgesetzt, um die relevanten 
landesrechtlichen Berichts- und Dokumentationspflichten zu identifizieren, die in die Rechts-
verordnung aufgenommen werden sollen, die nach Inkrafttreten des Gesetzes fortbestehen 
sollen. 
 
 
4. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass notwendige Berichts- und Dokumen-

tationspflichten, die bis zum Stichtag nicht gemeldet wurden, zeitnah und rechts-
sicher wiedereingeführt werden können? 

 
Sollte sich nach Inkrafttreten des Gesetzes sowie der Rechtsverordnung herausstellen, dass 
eine landesrechtliche Berichts- bzw. Dokumentationspflicht fortbestehen soll bzw. muss, so 
bietet das Regelungsinstrument der Rechtsverordnung einen einfachen und schnellen Weg, 
um die Fortgeltung anzuordnen. 
 
 
5. Welche Kriterien legt die Landesregierung bei der Bewertung der  

„Erforderlichkeit“ von Berichts- und Dokumentationspflichten zugrunde? 
 
Die Erforderlichkeit der Fortgeltung einer landesrechtlichen Berichts- oder Dokumentations-
pflicht bemisst sich nach allgemeinen Regeln. Insofern bleibt die Pflicht nur dann bestehen, 
wenn sie zur Erreichung des gesetzgeberischen Zwecks notwendig, also geeignet, erforderlich 
und angemessen ist. Da „Erforderlichkeit“ ein unbestimmter Rechtsbegriff ist, erfolgt die Be-
stimmung durch Auslegung im Einzelfall, wobei nach Maßgabe des Regelungszwecks ein en-
ger Maßstab gilt. 
 
 


